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Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Heike Meinhardt als Ausschussvorsitzende 
Frank Döhne 
Henning Hillebrand 
Christian Mahlmann 
Maria Luise Niemetz 
Dorothe Römer 
Andreas Wendisch 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
Wilfried Sasse 
 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Niklas Eckermanns 
Karl-Erwin Franz 
Andrea Löschner  
Manfred von Reetnitz 
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Vor dem Eintritt in die Tagesordnung beantragte 
Bürgermeister Dittrich den Sachverhalt „Hafen-
betrieb Bad Karlshafen“ als neuen Beratungsge-
genstand mit auf die Tagesordnung zu nehmen. 
Dem Antrag wurde einstimmig zugestimmt. 
 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
Satzungen zur Gewährleistung der steuerlichen 
Abzugsfähigkeit von Spenden 
 
Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 
2014 
 
Vorlage des Jahresabschlusses und des Prü-
fungsberichts für das Haushalts- und Rechnungs-
jahr 2016 
 
Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2017 
 
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen im Haushaltsjahr 
2017 
 
Erneuerung der Stützmauer auf dem Grundstück 
C.-D.-Stunz-Weg 1 
 
Hafenbetrieb Bad Karlshafen 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 27.01.2020 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 1 bis Nr. 10 und 8 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:25 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Meinhardt  gez. Ruf  

 Ausschussvorsitzende  Schriftführer  
     

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 2 
  
Az.: 023.12 Bad Karlshafen, 05.02.2020 
Finanzverwaltung 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Die Ausschussvorsitzende Heike Meinhardt eröffnete die Sitzung des Haupt- und Finanzaus-
schusses und begrüßte die Anwesenden.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung beantragte Bürgermeister Dittrich den Sachverhalt „Ha-
fenbetrieb Bad Karlshafen“ als neuen Tagesordnungspunkt 8 mit auf die Tagesordnung zu 
nehmen. Dem Antrag wurde einstimmig zugestimmt. Der bisherige Tagesordnungspunkt 8 
„Mitteilung, Anfragen und Anregungen“ wird dann unter Punkt 9 aufgerufen. 

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 03.12.2019 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 03.12.2019 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 3 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 24.01.2020 
 

 Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.: Satzungen zur Gewährleistung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Spenden  

Sachverhalt: 
Im Jahr 2000 wurde das Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes beschlossen, 
welches die Abgabenordnung dahingehend ergänzte, dass „die Beschaffung  von Mitteln für eine 
unbeschränkt steuerpflichtige Körperschaft voraussetzt, dass diese selbst steuerbegünstigt ist.“ 
Seitdem war eine Gemeinnützigkeitssatzung für jede der öffentlichen Einrichtungen erforderlich, 
die die Spendenabzugsfähigkeit regelt.  
 
Aufgrund dessen wurden durch Beschluss der Stadtverordnetenversammlung am 13.12.2002 
rückwirkend zum 01.01.2001 die nachfolgenden Satzungen erlassen:  
 
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Freiwillige Feuerwehren Bad  
  Karlshafen der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Förderung von Kultur, Kunst und  
  Musik der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kuratorium Helfende Hände der  
  Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Spenden für  
  Hochwassergeschädigte der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Jugendpflege der Stadt Bad  
  Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Stadt- und Schulbücherei Bad  
  Karlshafen der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Stadtbücherei Helmarshausen der  
  Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Förderung des Sports der Stadt  
  Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kindergarten Bad Karlshafen der  
  Stadt Bad Karlshafen 
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kindergarten Helmarshausen der  
  Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kurveranstaltungen der Stadt Bad  
  Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Förderung der Heimatpflege und  
  Heimatkunde der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Städtische Bäder der Stadt Bad  
  Karlshafen 
 
Nach Beschluss des Bundestages und Bundesrates wurde im Jahr 2004 der Änderung der 
Abgabenordnung und weiterer Gesetze zugestimmt. Die Gesetzesänderung bewirkt, dass für die 
von Fördervereinen unterstützten kommunalen Einrichtungen, die steuerrechtlich gemeinnützige 
Betriebe gewerblicher Art sind, keine Gemeinnützigkeitssatzungen mehr erforderlich sind.  
 
Die Notwendigkeit für das Vorhandensein dieser Satzungen für steuerbegünstigte Betriebe 
gewerblicher Art ist damit zwischenzeitlich entfallen.   
Die Verwaltung empfiehlt daher, die v.g Satzungen nunmehr außer Kraft zu setzen.  



 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, die nachfolgenden Satzungen zur 
Gewährleistung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Spenden außer Kraft zu setzen: 
 
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Freiwillige Feuerwehren Bad  
  Karlshafen der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Förderung von Kultur, Kunst und  
  Musik der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kuratorium Helfende Hände der  
  Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Spenden für  
  Hochwassergeschädigte der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Jugendpflege der Stadt Bad  
  Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Stadt- und Schulbücherei Bad  
  Karlshafen der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Stadtbücherei Helmarshausen der  
  Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Förderung des Sports der Stadt  
  Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kindergarten Bad Karlshafen der  
  Stadt Bad Karlshafen 
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kindergarten Helmarshausen der  
  Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Kurveranstaltungen der Stadt Bad  
  Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Förderung der Heimatpflege und  
  Heimatkunde der Stadt Bad Karlshafen  
- Satzung für den steuerbegünstigten Betrieb gewerblicher Art Städtische Bäder der Stadt Bad  
  Karlshafen.  
 
 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7  dagegen:    - enthalten:    - 



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 4 
  

Az.: 801.03 Bad Karlshafen, 13.01.2020 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 2014 

Sachverhalt: 

Für den Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Karlshafen hat die Betriebsleitung nach dem Eigenbe-
triebsgesetz (EigBGes) für jedes Wirtschaftsjahr ein Jahresabschluss aufzustellen. Der Jah-
resabschluss und seine Bestandteile sind anschließend einer Betriebskommission zur Stel-
lungnahme und Beschlussfassung vorzulegen (§ 4 Abs. 2 EigBGes). 

Lt. einem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2014 wurden die Stadt-
werke zum 31.12.2014 aufgelöst und die Eigenbetriebssatzung zum selben Zeitpunkt außer 
Kraft gesetzt. In der Folge wurde auch die Betriebskommission zum Jahresende 2014 aufge-
löst. Nach § 8 EigBGes übernimmt der Magistrat im Verhinderungs- oder Ersatzfall die Aufga-
ben der Betriebskommission. 

Der Jahresabschluss 2014 der Stadtwerke Bad Karlshafen hat dem Magistrat am 03.04.2017 
zur Feststellung vorgelegen. Die verspätete Vorlage wurde durch einen jahrelangen Streit mit 
dem Betreiber der Wesertherme ausgelöst. Am 01.06.2007 und am 30.07.2009 wurden Ver-
gleiche mit dem Betreiber abgeschlossen, die zu Änderungen der Jahresabschlüsse 2004 ff. 
geführt haben. Außerdem waren Änderungen aus den Prüfungsfeststellungen der Betriebs-
prüfung des Finanzamtes Kassel einzuarbeiten. Durch diese Änderungen für das Jahr 2004 
mussten auch die zwischenzeitlich vorliegenden Abschlüsse der Folgejahre nachträglich an-
gepasst werden. 

Der Jahresabschlusses 2014 wurde vom Steuerbüro Annecke mit Datum vom 16.01.2017 
vorgelegt. Den Prüfungsbericht zum Abschluss hat die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Brecht 
& Partner mbB mit Datum vom 31.10.2019 erstellt; vorgelegt wurde der Bericht am 
10.12.2019. Auf den beiliegenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts für das Geschäftsjahr 2014 und den hierzu erstellten Bestätigungsvermerk und 
die Schlussbemerkung wird verwiesen. 

Nach § 27 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes sind die Jahresabschlüsse eines Eigenbetriebs 
nebst Anlagen nach der Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht über den Ma-
gistrat der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

Die Erfolgspläne der Betriebszweige schlossen im Wirtschaftsjahr 2014 wie folgt ab: 
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Wirtschaftsjahr 2014

Betriebszweig Gewinn/
Verlust (-)

Ansätze 
Haushaltsplan

Vortrag auf
neue Rechnung

abzudeckende  
Verluste

Stromversorgung - 1.765,80 € - 3.550,00 € - 1.765,80 € - 1.765,80 €

Wasserversorgung - 48.117,88 € 31.250,00 € - 48.117,88 € - 48.117,88 €

ehem. Gaswerk 932,87 € - 500,00 € 932,87 €

Solequellen 5.386,32 € - 39.900,00 € 5.386,32 €

Verkehrsbetriebe - 68.878,18 € - 45.810,00 € - 68.878,18 € - 68.878,18 €

Mineralschwimmbad - 18.808,92 € - 26.200,00 € - 18.808,92 € - 18.808,92 €

Gradierwerk - 12.292,40 € - 14.800,00 € - 12.292,40 € - 12.292,40 €

Therme - 2.767.859,76 € - 1.432.650,00 € - 2.767.859,76 € - 2.767.859,76 €

Gemeinsame Anlagen  - € - 14.150,00 €  - €

Summen - 2.911.403,75 € - 1.546.310,00 € - 2.911.403,75 € - 2.917.722,94 €

Erfolgsübersicht nach Betriebszweigen
Lt. Jahresabschluss des Steuerbüros Annecke, Hofgeismar, vom 16.01.2017



Für das Wirtschaftsjahr 2014 ist somit per Saldo ein Verlust in Höhe von 2.911.403,75 € auf 
neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird der folgende Beschluss empfohlen: 

Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht der Stadtwerke für das Wirt-
schaftsjahr 2014 und der Prüfbericht des Abschlussprüfers sind der Stadtverordnetenver-
sammlung gem. § 27 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes zur Feststellung vorzulegen. 

Der Verlust des Betriebszweigs Wasserversorgung (= 48.117,88 €) ist gem. § 41 Abs. 7 
GemHVO in Verbindung mit § 10 KAG zu Lasten der Gebührenausgleichsrücklage zu verbu-
chen. 

Aus dem Verwaltungshaushalt der Stadt sind insgesamt Verluste in Höhe von 2.917.722,94 € 
abzudecken. Ein Überschuss in Höhe von insgesamt 6.319,19 € ist dem Verwaltungshaushalt 
zuzuführen. 

Die Werte aus dem Jahresabschluss 2014 der Stadtwerke sind per 01.01.2015 in die städti-
sche Buchhaltung zu übernehmen. Damit sind die Stadtwerke Bad Karlshafen auch bu-
chungstechnisch abgewickelt.  

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7                                  dagegen:    -                              enthalten:    -       



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 5 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 916.57 Bad Karlshafen, 14.01.2020 
- Kämmerei - 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Vorlage des Jahresabschlusses und des Prüfungsberichts für das Haus- 

halts- und Rechnungsjahr 2016 
 
Sachverhalt: 

Der Magistrat hat den Jahresabschluss inkl. der dazu gehörenden Anlagen (Anlage 1) für das 
Haushalts- und Rechnungsjahr 2016 aufgestellt. Der Abschluss hat der Stadtverordnetenver-
sammlung am 23.10.2018 zur Kenntnisnahme vorgelegen.  

Die im Jahresabschluss 2016 enthaltene Schlussbilanz weist eine Bilanzsumme von 
52.312.707,60 Euro aus. Lt. der Ergebnisrechnung wurde das Rechnungsjahr mit einem Ver-
lust in Höhe von 619.297,77 Euro abgeschlossen. Der Bestand an Finanzmitteln lag entspre-
chend der Finanzrechnung zum 31.12.2016 bei -15.434.967,72 Euro. 

Der Revision des Landkreises Kassel wurde der Abschluss zur Prüfung eingereicht. Mit 
Schreiben vom 13.12.2019, hier eingegangen am 06.01.2020, hat die Revision nunmehr den 
Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 und des Rechen-
schaftsberichtes für das Haushaltsjahr 2016 (Anlage 2) vorgelegt. Die Prüfung hat, lt. dem im 
Schlussbericht enthaltenen Bestätigungsvermerk, zu keinen Einwendungen geführt. 

Gem. § 112 Abs. 9 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) stellt der Magistrat den Jahres-
abschluss auf. Nach Prüfung des Abschlusses durch das Rechnungsprüfungsamt ist der Ab-
schluss und der Schlussbericht der Revision der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung 
und Beschlussfassung vorzulegen (HGO § 113). Zugleich ist über eine Entlastung des Magist-
rats zu entscheiden (HGO § 114). 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden Be-
schluss zu fassen: 

Der geprüfte Jahresabschluss 2016 und der vorgelegte Bericht der Revision des Landkreises 
Kassel über die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016 und des Rechen-
schaftsberichtes für das Haushaltsjahr 2016 werden zur Kenntnis genommen.  

Der genannte Prüfungsbericht mit Datum vom 13.12.2019 hat, lt. dem im Bericht enthalte-
nen Bestätigungsvermerk, zu keinen Einwendungen geführt.  

Der Jahresabschluss 2016 wird gemäß § 113 HGO beschlossen. Zugleich wird dem Magistrat 
nach den Vorgaben des § 114 HGO für das Haushaltsjahr 2016 Entlastung erteilt. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   7                                   dagegen:    -                           enthalten:    -    



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 6 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 916.51 Bad Karlshafen, 10.01.2020 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.:   Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2017 

Sachverhalt: 

Die Verwaltung hat den Entwurf des Jahresabschlusses 2017 inkl. Schlussbilanz und der dazu 
gehörenden Anlagen (Anlage) aufgestellt. Der Jahresabschluss wird gemäß § 112 Abs. 9 und 
10 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) zur Kenntnisnahme vorgelegt.  

Auf der Aktivseite der Schlussbilanz werden Anlagevermögen in Höhe von 31.546.324,88 €, 
Umlaufvermögen in Höhe von 1.737.340,83 €, Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 
41.965,32 € und ein nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag (aus Vorjahren) in Höhe 
von 19.968.947,55 € ausgewiesen.  

Auf der Passivseite werden Eigenkapital in Höhe von 0,00 €, Sonderposten in Höhe von 
8.828.277,90 €, Rückstellungen in Höhe von 4.879.940,04 €, Verbindlichkeiten in Höhe von 
39.206.159,90 € und Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 380.200,74 € ausgewiesen. 

Damit liegt die Bilanzsumme bei 53.294.578,58 €. 

Gemäß § 112 Abs. 9 und 10 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) stellt der Magistrat 
den Jahresabschluss auf. In einer Sitzung am 20.01.2020 wurde hierzu einstimmig der Fest-
stellungsbeschluss gefasst. Der Jahresabschluss wurde der Revision des Landkreises Kassel 
am 22.01.2020 zur Prüfung übersandt. 

Nach Prüfung des Jahresabschlusses durch das Rechnungsprüfungsamt werden der Jahres-
abschluss und der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes der Stadtverordnetenver-
sammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorgelegt. Zugleich ist über die Entlastung des 
Magistrats zu entscheiden (HGO §§ 113 + 114). 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Jahresabschluss 2017 der Stadt Bad Karlshafen wird zur Kenntnis genommen und ist der 
Stadtverordnetenversammlung gem. § 112 Abs. 9 und 10 HGO zur Unterrichtung vorzulegen.  

Nach erfolgter Prüfung des Jahresabschlusses durch die Revision werden der Abschluss und 
der Schlussbericht der Revision der Stadtverordnetenversammlung gem. § 113 HGO zur Be-
ratung und Beschlussfassung vorgelegt. Zugleich erfolgt eine Entscheidung über eine Entlas-
tung des Magistrats (HGO § 114). 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7                                        dagegen:     -                                  enthalten:    -   



TOP-Nr. 6 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 7 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 913.69 Bad Karlshafen, 13.01.2020 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

im Haushaltsjahr 2017 

Sachverhalt: 

Die Hessische Gemeindeordnung (§ 100) sieht vor, dass überplanmäßige und außerplanmä-
ßige Aufwendungen und Auszahlungen nur zulässig sind, wenn sie unvorhergesehen und 
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Über die Leistung dieser Aufwendungen 
und Auszahlungen entscheidet der Magistrat, soweit die Stadtverordnetenversammlung keine 
andere Regelung trifft. Der Magistrat hat die überplanmäßige und außerplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen 2017 in seiner Sitzung am 13.01.2020 einstimmig genehmigt. 

Dabei gelten nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen, die erst bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses festgestellt werden können und nicht zu Auszahlungen führen, nicht 
als überplanmäßige oder außerplanmäßige Aufwendungen. 

Für das Haushaltsjahr 2017 wurde der Jahresabschluss erstellt. Der Revision des Landkreises 
Kassel ist zur Prüfung des Abschlusses ein Beschluss des Magistrats zu den überplanmäßige 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen vorzulegen. 
 
In den beigefügten Tabellen werden die Budgetansätze den angeordneten Beträgen gegen-
übergestellt. Zu den Ansatzüberschreitungen des Ergebnishaushalts wird nachfolgend Stel-
lung genommen. 
 
Insgesamt waren für die Produktbereiche 01 bis 16 Aufwendungen in Höhe von  
9.440.500,00 € eingeplant. Tatsächlich wurden insgesamt 9.351.659,27 € verausgabt. Somit 
wurden insgesamt keine über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen verausgabt; zur Verfü-
gung stehende Mittel in Höhe von 88.840,73 € wurden eingespart.  
 
Insgesamt liegen die zahlungswirksamen Ausgaben und Aufwendungen um 125.078,48 € 
unter den Ansätzen. Im Wesentlichen (> 5 T€) sind die Überschreitungen wie folgt zu be-
gründen: 
 
Produktbereiche 01, 02, 03, 04, 05: 

Keine über- oder außerplanmäßigen Aufwendungen = > 5,0 T€. 
 
Produktbereich 06 – Kinder-, Jugend- und Familienhilfe: 

Mehraufwand Zuschüsse für lfd. Zwecke an private Unternehmen (Höherer Zuschussbedarf 
bei Kinderbetreuungskosten) = + 35,3 T€. 
 
Im produktbereichsübergreifenden Deckungskreis Personal- und Versorgungsaufwendungen 
waren Haushaltsmittel in Höhe von 1.653.750,00 € eingeplant. Tatsächlich wurden Zahlun-
gen für Aufwendungen in Höhe von 1.734.633,34 € geleistet. Somit sind dort Mehraufwen-
dungen in Höhe von 80.913,34 € entstanden. Davon entfallen auf Personalaufwendungen  
~ 28 T€ und auf Versorgungsaufwendungen ~ 53 T€.  
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Fortsetzung Sachverhalt: 

Im produktbereichsübergreifenden Deckungsbereich der Kosten für Sach- und Dienstleistun-
gen waren Haushaltsmittel in Höhe von 2.367.00,00 € eingeplant. Tatsächlich wurden Zah-
lungen für Aufwendungen in Höhe von 2.392.120,91 € geleistet. Somit sind dort Mehrauf-
wendungen in Höhe von 25.210,91 € entstanden. Davon entfallen auf Fahrzeugreparaturkos-
ten ~ 9,1 T€ und auf Entwicklungs-, Versuchs- und Konstruktionsarbeiten durch Dritte (MI-
CUS Strategieberatung) ~ 25,0 T€. 
 
Im Bereich der zahlungswirksamen Aufwendungen waren im Bereich der Abschreibungen die 
Haushaltsansätze um insgesamt 36.237,75 € weniger geplant als tatsächlich gebucht. 
 
Im Bereich der Erträge, die ggf. Mehraufwendungen decken können, war ein Haushaltsan-
satz in Höhe von 8.456.650,00 € vorgesehen. Tatsächlich wurden Erträge in Höhe von 
8.597.562,22 € angeordnet. Dies entspricht Mehrerträgen in Höhe von 140.912,22 €.  
 
Zu den Ansatzüberschreitungen des Finanzhaushalts 2017 für Investitionen und Investiti-
onsfördermaßnahmen ist folgendes auszuführen: 
 
Investitionsvorhaben I020301-08 – Errichtung Zisterne Gewerbegebiet Helm. 

Im Rahmen der KIP-Fördermaßnahme (Kommunales Investitionsprogramm Land) wurde als 
Maßnahme die Errichtung einer Zisterne für die Löschwasserversorgung des Gewerbegebie-
tes Helm. angemeldet. Der Haushaltsansatz für die KIP-Maßnahmen wurden für das Haus-
haltsjahr 2016 in einer Summe (267,1 T€) unter der Investitionsnummer I160201-01 einge-
plant, da eine detaillierte Umsetzung noch nicht absehbar war. Bis einschließlich 2017 wur-
den 42.695,31 € verausgabt. Diese Mittel waren in den KIP-Mitteln unter der Investitions-
nummer I160201-01 enthalten. 
 
Investitionsvorhaben I090101-02 Nat. Projekte des Städtebaus Hafenöffnung Baunebenk. 

Für das Teilvorhaben Nationale Projekte des Städtebaus Hafenöffnung/Baunebenkosten wur-
den in 2016 Ausgaben in Höhe von 900 T€ und Einnahmen in Höhe von 500 T€ veranschlagt. 
Bisher sind unter der Investitionsnummer Auszahlungen in Höhe von 1.291,2 T€ geleistet 
worden. Das sind gegenüber den veranschlagten Ausgaben Mehrkosten von 391,2 T€. Bei 
den Erträgen wurden noch keine Einnahmen gebucht. Künftig werden die Baunebenkosten 
der Investition zugerechnet, um alle Einnahmen/Ausgaben des Vorhabens zusammengefasst 
darstellen zu können.  

 
Investitionsvorhaben I100101-03 Neuanschaffung Ausschreibungsprogramm 

Unter der Investitionsnummer wurde für die Bauverwaltung ein notwendiges Ausschrei-
bungsprogramm beschafft. Die Beschaffung in Höhe von 495,79 € war nicht eingeplant. 

 
Investitionsvorhaben I110701-24 Kanalsanierung Friedrich-Ebert-Straße  

Für die Kanalsanierung in der Friedrich-Ebert-Straße waren in den Haushaltsjahren 2013 und 
2014 80 T€ eingeplant worden. Insgesamt wurden für die Baumaßnahme einschließlich 2017 
100,8 T€ verausgabt. Somit sind Mehrkosten in Höhe von 20,8 T€ entstanden 

 
Investitionsvorhaben I110701-32 – Dükerung Alternative Weserquerung  

Für den Weserdüker (Abwasser) waren in den Haushalten 2013/2016 245 T€ vorgesehen 
worden. Insgesamt wurden für die Investition jedoch 313,3 T€ verausgabt. Somit sind über-
planmäßige Ausgaben in Höhe von 68,3 T€ eingetreten.  
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Fortsetzung Sachverhalt: 

 
Insgesamt wurden für das Vorhaben Weserdüker (Abwasser/Wasser/Sole) Ausgaben in Höhe 
von 465 T€ eingeplant. Bis einschl. 2017 stehen dem Ansatz 351,8 T€ an Ausgaben gegen-
über. Somit wurden insgesamt bisher Mittel in Höhe von 113,2 T€ nicht beansprucht. 
 
Investitionsvorhaben K041001-02 – KIP Land Sanierung Krukenburg 

Für das Vorhaben Sanierung Krukenburg innerhalb des Kommunalen Investitionsprogrammes 
(KIP) sind insgesamt Auszahlungen in Höhe von 55.857 € vorgesehen. Der Haushaltsansatz 
für die KIP-Maßnahmen wurde im Haushaltsjahr 2016 in einer Summe (267,1 T€) unter der 
Investitionsnummer I160201-01 eingeplant, da eine detaillierte Umsetzung noch nicht ab-
sehbar war. Bisher (einschl. 2017) wurden 276,08 € verausgabt. 
 
Insgesamt waren im Finanzhaushalt 2017 Ausgaben für Investitionstätigkeiten im Gesamt-
umfang von 10.390.869,60 € geplant. Tatsächlich wurden jedoch nur 3.032.724,63 € ausge-
zahlt. Somit lagen die Auszahlungen um 7.358.144,97 € unter dem Ansatz. Für das Jahr 2018 
werden Haushaltsreste in Höhe von 6.069.648,14 € vorgetragen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die im Haushaltsjahr 2017 entstandenen überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen gem. § 100 HGO werden zur Kenntnis genommen und gebilligt. 

Die Stadtverordnetenversammlung ist in der kommenden Sitzung ebenfalls in Kenntnis zu 
setzen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7                                        dagegen:    -                                  enthalten:     -   



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 8 
 _____________________________________________________________________________  
Az.: 656.29 Bad Karlshafen, den 24.01.2020 
 

Vorlage Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Erneuerung der Stützmauer auf dem Grundstück C.-D.-Stunz-Weg 1 

Sachverhalt: 
 
Die Stützmauer auf dem Grundstück C.-D.-Stunz-Weg 1 ist baufällig. Dies wird durch bereits 
Eingestürzte Teilstücke deutlich. Aus den Ingenieurgutachten geht hervor, dass aufgrund der 
Baufälligkeit die Standsicherheit der Stützmauer nicht mehr sichergestellt ist und Maßnahmen 
zur Herstellung der Standsicherheit erforderlich sind.  
Durch Gerichtsbeschluss wurde festgestellt, dass die Stützmauer und die Straße C.-D.-Stunz-
Weg im funktionalen Zusammenhang stehen und die Stadt Bad Karlshafen verpflichtet ist die 
Stützmauer auf dem Grundstück C.-D.-Stunz-Weg 1 zu unterhalten. Aufgrund der 
Wirtschaftlichkeit erfolgt ein Ersatzneubau der vorhandenen Stützmauer. Mit den Planungen 
wurde bereits begonnen. Es ist geplant im April 2020 mit den Baumaßnahmen zu beginnen. Die 
Vergabe der Bauleistung erfolgt im März / Anfang April 2020. Derzeit werden die Kosten der 
Bauleistung auf ca. 320.000 € berechnet. Gemäß der Vergaberichtlinie der Stadt Bad Karlshafen 
erfolgt die Vergabe von Aufträgen ab einen Schwellenwert von 250.000 € durch die 
Stadtverordnetenversammlung. Damit eine kurzfristige Vergabe der Bauleistungen erfolgen 
kann, sollte der Magistrat von der Stadtverordnetenversammlung ermächtigt werden, die 
Bauaufträge für die o. g. Baumaßnahmen nach der erfolgten Ausschreibung rechtswirksam zu 
vergeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung folgenden 
Beschluss zu fassen: 
 
Der Magistrat wird von der Stadtverordnetenversammlung ermächtigt, Bauaufträge für die 
Erneuerung der Stützmauer auf dem Grundstück C.-D.-Stunz-Weg 1 über den Schwellenwert 
von 250.000 € gemäß der Vergaberichtlinie rechtswirksam zu vergeben. 
 

 

 -------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   6  dagegen:   - enthalten:   1 



TOP-Nr. 8 Sitzung am: 4. Februar 2020 Protokollseite: 9 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 3. Februar 2020 
 

Tischvorlage Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Hafenbetrieb Bad Karlshafen  

Sachverhalt: 
Für die erste Saison (2019) war der Betrieb des wieder an die Weser angebundenen Hafens in 
Bad Karlshafen nach Beschlüssen des Magistrats und des Aufsichtsrates an die Bad Karlshafen 
GmbH Gesellschaft für Standort und Marketing vergeben worden, da eine öffentliche Ausschrei-
bung der Vergabe des Betriebes an private Dritte zu keinem Ergebnis geführt hatte.  
 
Für den Dauerbetrieb hat die Stadt Bad Karlshafen den Betrieb des Hafens ab 2020 auf Pacht-
basis erneut im November 2019 ausgeschrieben. Mit Frist zum 20. Dezember 2019 lagen der 
Stadt Bad Karlshafen keine schriftlichen Bewerbungen/Interessenbekundungen vor. Aufgrund 
der im April beginnenden Wassersportsaison ist eine baldige Übertragung auf einen Betreiber er-
forderlich. 
 
Ein Betrieb durch die Stadt selbst wäre aus haushaltstechnischen sowie aus fördertechnischen 
Gründen schwierig. Da der Bau der Steganlagen im Hafenbecken über das Förderprogramm 
Städtebaulicher Denkmalschutz gefördert wurde, darf durch die Vermietung der Liegeplätze kein 
Gewinn erzielt werden. 
 
Es ist daher sinnvoll, den Betrieb des Hafens und der Schleuse während der Wassersportsaison 
dauerhaft auf die Bad Karlshafen GmbH Gesellschaft für Standort und Marketing zu übertragen, 
zumal sich ggf. Synergien (bspw. mit Tourist-Information, Werbemaßnahmen, Veranstaltungen, 
etc.) ergeben können. Die Bad Karlshafen GmbH hat in der Saison 2019 gezeigt, dass sie diese 
Aufgabe wahrnehmen kann. 
Seitens der derzeit beauftragten externen Begutachtung der finanziellen und vertraglichen Be-
ziehungen zwischen Stadt und GmbH durch die Kanzlei Strecker, Berger und Partner, Kassel, 
wurden keine Bedenken gegen eine solche Aufgabenübertragung geäußert. 
 
Die Aufgaben des Hafenbetriebes umfassen 
 die Vermarktung des Hafens (Dauer- und Tagesliegeplätze; für touristische Veranstaltungen 

und für weitere dem Hafenbetrieb dienliche Angebote, z. B. Bootsverleih) 
 die Liegeplatzverwaltung (Akquise, Abrechnung, etc.; die Festlegung der Liegeplatzgebühren 

soll im Einvernehmen mit der Stadt erfolgen),  
 die Bedienung der Schleuse und Überwachung des Schleusenbetriebs (die Festlegung der 

Schleusenbetriebszeiten soll im Einvernehmen mit der Stadt erfolgen) sowie 
 die Sicherstellung des ordnungsgemäßen, sicheren und funktionstüchtigen Zustandes der Ha-

fenanlagen. 
 
Die bei der Aufgabenwahrnehmung anfallenden laufenden Kosten des Hafenbetriebes (u. a. 
Personalkosten inkl. Schulungskosten, Telefon-, Wasser- und Stromkosten für Schleuse, 
Schleusenbetriebsgebäude/Sanitäranlagen und Steganlagen) sollen durch die Bad Karlshafen 
GmbH getragen werden. Die Stadt Bad Karlshafen trägt die darüber hinausgehenden regulären 
Wartungs- und Unterhaltungskosten der Hafenbetriebsanlagen. Für die Saison 2020 und 2021 
ist zunächst keine Pacht an die Stadt Bad Karlshafen vorgesehen. Diese Regelung soll unter Be-
rücksichtigung der Entwicklung nach der Hafensaison 2021 überprüft und ggf. angepasst wer-
den. 
 



Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, den Hafenbetrieb für den Hafen in Bad 
Karlshafen auf die Bad Karlshafen GmbH Gesellschaft für Standort und Marketing zu übertragen. 
 
Die Aufgaben des Hafenbetriebes umfassen: 
 die Vermarktung des Hafens, 
 die Liegeplatzverwaltung (Festlegung der Liegeplatzgebühren im Einvernehmen mit der Stadt 

Bad Karlshafen), 
 die Bedienung der Schleuse und Überwachung des Schleusenbetriebs (Festlegung der 

Schleusenbetriebszeiten im Einvernehmen mit der Stadt Bad Karlshafen), 
 die Sicherstellung des ordnungsgemäßen, sicheren und funktionstüchtigen Zustandes der Ha-

fenanlagen. 
 

Die hierbei anfallenden Betriebskosten sind vom Betreiber (Bad Karlshafen GmbH) zu tragen. 
Die Stadt Bad Karlshafen trägt die darüber hinausgehenden regulären Wartungs- und Unterhal-
tungskosten der Hafenbetriebsanlagen. 
Für die Saison 2020 und 2021 ist keine Pacht an die Stadt Bad Karlshafen zu entrichten. Diese 
Regelung wird unter Berücksichtigung der Entwicklung nach der Hafensaison 2021 überprüft und 
ggf. angepasst. 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    6  dagegen:    - enthalten:    1 



TOP-Nr. 9 Sitzung am: 04.02.2020 Protokollseite: 10 
 _______________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 04.02.2020 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Auf eine Anregung aus der FWG-Fraktion hin wurde ein Formblatt für Geschäftsreisende 
entworfen, die von der Kurtaxe befreit sind. Das Formblatt wird mit der Einladung zur 
kommenden Stadtverordnetensitzung zur Verfügung gestellt.  

2. Die Kostenaufstellung des Bauamtes zum Finanzierungsstand der Hafenöffnung wird 
bekanntgegeben. Die Übersicht wird ebenfalls mit der Einladung zur kommenden Stadt-
verordnetensitzung zur Verfügung gestellt. 

3. In der vergangenen Sitzung des Präventionsrates wurde der Antrag der SPD-Fraktion 
zur Bildung eines Kinder- und Jugendparlaments erörtert. Dabei wurden auch über die 
Erfahrungen der Kommunen Großalmerode und Hessisch Lichtenau, denen im Vorfeld 
ein kleiner Fragenkatalog seitens der Verwaltung zugestellt wurde, informiert. Die Er-
fahrungen mit Jugendparlament bzw. Jugendbeirat in den v. g. Städten wurden per E-
Mail mitgeteilt. Im Präventionsrat wurde vor diesem Hintergrund vorgeschlagen, zu-
nächst weiter die Interessen der Betroffenen zu ermitteln. Dazu wird der Bürgermeister 
mit der Marie-Durand-Schule und den Jugendvertretern der Vereine in Kontakt treten. 

4. Nachdem nach dem Auszug des Badeshops in der Therme vorgesehen war, den Leer-
stand gastronomisch zu nutzen, es aber (insbes. aufgrund der angedachten Verwen-
dung bspw. für Familienfeiern) Vorbehalte aus der Stadtverordnetenversammlung gab, 
wurde der Leerstand von der Bad Karlshafen GmbH nochmals zum Mieten/Pachten an-
geboten. Bis zur Aufsichtsratssitzung im Dezember 2019 gab es jedoch keinerlei Nach-
fragen/Interessenten. Die Nachfrage für die Gastronomie allein aus den Besuchern der 
Weser-Therme ist weiterhin gegeben. Der Aufsichtsrat stimmte daher einer Erweiterung 
der Gastronomie zum Frühjahr 2020 zu. Dabei soll die Möglichkeit von Familien- oder 
Betriebsfeiern nicht aktiv beworben werden, um den Geschäften der örtlichen Gastro-
nomie keine Konkurrenz zu machen. 

5. Mit dem Finanzplanungserlass vom 07./29.11.2019 hat das Hessische Innenministerium 
vorgegeben, dass künftig jährlich bis zum 31.01. jeden Jahres ein Bericht über Liquidi-
tätskredite und den Stand der Liquidität des Vorjahres abzugeben ist. Der Bericht wurde 
per eMail übersandt.  

6. Der Liquiditätskredit betrug am 15.01.2020 1.663.279,85 €. 

7. Der Magistrat hat die Firma Schneider & Zajontz, Heilbronn mit der Kalkulation des Kur-
beitrages zum Angebotspreis von 4.641,00 € brutto beauftragt. 
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8. Das Hafenbecken wurde über den historischen Hafenkanal wieder an die Weser ange-
bunden. Dazu wurde ein Ersatzneubau des vorhandenen Rahmendurchlasses bzw. der 
damaligen Dammschüttung der B 80 im Bereich der Schleuse durch eine neue Brücke 
erforderlich. Baulastträger und Unterhaltspflichtiger der Brücke einschließlich des Stra-
ßenkörpers ist die Stadt Bad Karlshafen. Für einen Eigentumsübergang an HessenMobil 
hätte die Stadt Bad Karlshafen die entstehenden Unterhaltungskosten abzulösen. Der-
zeit wird mit der HessenMobil über diese Thematik verhandelt. 

9. Der Geschäftsführer der Bad Karlshafen GmbH wird seinen Teilzeitvertrag über den 
Februar 2020 hinaus nicht verlängern. Die Suche nach einem neuen Geschäftsführer für 
die Bad Karlshafen GmbH wurde zunächst zurückgestellt, um das Ergebnis der Prüfung 
der Finanzbeziehungen zwischen der Stadt und der Bad Karlshafen GmbH abzuwarten. 
Diese Ergebnisse der Prüfung werden in Kürze erwartet. Für eine Übergangszeit ist ggf. 
eine Überbrückung vorzusehen. 

10. Die Leitung des Bauamtes wurde Herrn Matthias Strutzke übertragen. Die bisherige Lei-
terin, Frau Stefanie Müller, hatte gebeten, von der Funktion befreit zu werden. 

11. Die Stadt Bad Karlshafen hatte zum 1. Januar 2020 3.641 Einwohner. Im Stadtteil Hel-
marshausen konnten 12 Einwohner mehr als im Vorjahr verzeichnet werden, im Stadt-
teil Karlshafen hingegen beträgt der Verlust der Einwohnerzahl 36, so dass insgesamt 
die Einwohnerzahl um 24 Einwohner im Vergleich zum Jahr 2018 zurückgegangen ist. 

12. Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung hat mit Schreiben vom 
23.12.2019 den Zuwendungsbescheid des Bundesprogramms „Nationale Projekte des 
Städtebaus“ in Höhe von 3.546.000 € zur Durchführung der Maßnahme „Wir sind offen 
– Revitalisierung der barocken Planstadt“ übersandt. 

13. Dem Landesbetrieb Bau u. Immobilien Hessen (LBIH) wurde zur baufachlichen Prüfung 
der Verwendungsnachweis des Projektes „Wiederanbindung des historischen Hafens an 
die Weser“ übersandt. Der Rahmen der Bundesfördermittel wurde eingehalten, da 
Mehrkosten durch andere Förderprogramme wie z. B. EFRE finanziert werden konnten. 

14. Die Umverteilung der Fördermittel der im Kommunalinvestitionsprogramm (KIP) des 
Bundes angemeldeten Vorhaben wurde seitens des Hessischen Ministeriums der Finan-
zen bewilligt. Um die übrigen Fördermittel nicht verfallen zu lassen, wurden zwei weite-
re Maßnahmen (Umstellung der Flutlichtanlage auf LED-Leuchtmittel und Umstellung 
der Krukenburgbeleuchtung auf LED-Leuchtmittel) beim Bundesprogramm angemeldet.  

15. In der Magistratssitzung am 25.03.2019 wurde beschlossen, die Variantenbetrachtung 
Hafenplatz/Neuordnung der Trinkwasser- und Abwasserleitungen an die AWS GmbH zu 
vergeben. Im Haushalt 2019 wurden bereits Mittel für die Trinkwasserleitung Kernstadt 
(100 T€) und im Haushalt 2018 für die Abwasserleitung Kernstadt (200 T€) eingestellt, 
da eine Sanierung der Abwasserleitungen aufgrund der EKVO erforderlich ist. Zudem ist 
es sinnvoll, die Trink- und Abwassersituation vor der Neugestaltung des Hafenumfeldes 
in Ordnung zu bringen und ggf. neu zu ordnen. Das Ingenieurbüro Oppermann und die 
AWS GmbH haben die Variantenuntersuchung zur Neuordnung der Trinkwasser- und 
Abwasserleitungen im Bereiche des Hafenplatzes vorgestellt. Die Umsetzung der Was-
serleitungs- und Kanalbauarbeiten in offener Bauweise für den nördlichen und südlichen 
Hafenplatz in Bad Karlshafen wurde als umzusetzende Variante ausgewählt. Die zusätz-
liche erforderlichen Mittel im Bereich Entwässerung (~ 263 T€) werden im Haushalt 
2020 eingestellt. 
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16. Die Arbeiten für die Errichtung des Parkplatzes im Bereich des ehemaligen Kindersol-
bads sind abgeschlossen. Am 20.01.2020 fand ein Gesprächstermin mit dem Carolinum 
statt. In diesem wurde vorgeschlagen, die neu errichteten Parkplätze für die Mitarbeiter 
und Besucher des Carolinums zu nutzen und dafür Parkplätze im Bereich des ehemali-
gen Gaswerkes für den Thermenbetrieb freizugeben. Dieser Tausch wird seitens des 
Carolinums intern geprüft.  

17. Durch die Änderung von rechtlichen Rahmenbedingungen ist die Stadt Bad Karlshafen 
ab dem Jahr 2020 verpflichtet, künftig die ordentliche Kredittilgung als Überschuss im 
Verwaltungsteil des Finanzhaushaltes zu erwirtschaften. Darüber hinaus muss bis zum 
Jahr 2023 eine Liquiditätsreserve vom ~ 169.000 € gebildet werden. Um diese Vorgabe 
umsetzen zu können müsste die Grundsteuer nach der Haushaltsplanung 2019 auf ei-
nen Hebesatz von über 1.300 % angehoben werden. Auf Vermittlung der Hessischen 
Justizministerin, Frau Kühne-Hörman, hat am 25. September 2019 ein Gespräch im 
Hessischen Landtag zur Haushaltssituation der Stadt Bad Karlshafen unter Beteiligung 
von Vertretern des Hessischen Innenministeriums, des Hessischen Finanzministeriums, 
des Hessischen Justizministeriums und des Hessischen Städte- und Gemeindebundes 
stattgefunden. Der Stadt wurde neben der Neugestaltung der Finanzbeziehungen zwi-
schen der Stadt und der Bad Karlshafen GmbH geraten, Altkredite abzulösen, um die 
aktuell günstige Zinslage zur Kosteneinsparung nutzen zu können. Für die Erstattung 
der dabei anfallenden Vorfälligkeitsentschädigungen sollte ein Zuwendungsantrag auf 
Mittel aus dem Landes-ausgleichsstock gestellt werden. Dieser Antrag wurde mit 
Schreiben vom 24. Januar 2020 eingereicht. 

18. Für die Innenstadt wird eine Parkraumanalyse beauftragt, um zu einer Lösung des Park-
raumproblems beizutragen. Eine Förderung dieser Studie aus Mittel des Städtebaus 
wird angestrebt. 

 

Anfragen und Anregungen: 

- Stadtverordnetenvorsteherin Niemetz frag an, ob es ggf. Zuwendungen für das Neuver-
legen der geplanten Qualmwasserleitung im Bereich des Hafenplatzes geben könnte, da 
dieser letztlich zur Sicherung der historischen Bausubstanz diene. 

- Stadtverordneter Döhne fragt an, wann mit der Sanierung der noch verbliebenen Rest-
flächen der Hafenmauer begonnen wird. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass der Be-
ginn für Februar/März diesen Jahres angekündigt wurde. 

- Stadtverordnete Meinhardt teilt mit, dass angrenzend an das Eckgrundstück Hoffmann 
(Mündener Straße/Brückenstraße) eine dort angepflanzte Hecke im Zuge der Brücken-
arbeiten beseitigt worden sei. Die nachfolgend neu gesetzten Heckenpflanzen seien 
aufgrund der Trockenheit nicht angewachsen. Mit dem Bauträger der Brückenarbeiten 
(HessenMobil) sollte Kontakt aufgenommen werden, damit eine erfolgreiche Neuan-
pflanzung vorgenommen wird. Die Hecke steht wohl auf städtischem Grund. 

- Stadtverordneter Hillebrand bittet um Mitteilung zum Stand der strittigen Wasserversor-
gung für den Trendelburger Stadtteil Wülmersen. Bürgermeister Dittrich antwortet, er 
habe an einer Bürgerversammlung in Wülmersen teilgenommen. Derzeit wird einwand-
freies Wasser nach der Trinkwasserverordnung geliefert. Dies sei zwar gechlort, aber 
diese Behandlung sei nicht zu beanstanden. Derzeit wird geprüft ob und ggf. zu wel-
chen Kosten eine mobile UV-Anlage eingesetzt werden könne. Die angekündigte rechtli-
che Bewertung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes liegt leider noch nicht vor. 
Die Stadt hat nach wie vor das Ziel, Wülmersen gegen eine Kostenbeteiligung der Stadt 
Trendelburg an die Gründefeldleitung anzuschließen. 
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Beschlussvorschlag: 

- / - 

 

Beschluss: 

- / - 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 
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